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POL ICY  PAPER   

 

“Wege aus der Finanzmarktkrise” 

Ergebnispapier von der Konfe-
renz der Konrad-Adenauer-

Stiftung:  

„Exits from the                                    

Financial Market Crisis“ 

Cadenabbia 24. September 2010 

In den letzten zwei Jahren war die Welt mit 

der schwerwiegendsten Finanz- und Wirt-

schaftskrise seit den 1930er Jahren kon-

frontiert, deren Auswirkungen Schockwellen 

in Europa und darüber hinaus auslöste. 

Kreditausfälle und die Immobilienblase in 

den USA zeigten die Vernetztheit und Kom-

plexität von Krediten zwischen den Finanz-

instituten der Welt. In Folge der Vertiefung 

der Krise und der wachsenden zögerlichen 

Kreditvergabe unter den Finanzinstitutio-

nen, fiel das System in sich wie ein Karten-

haus zusammen mit dem Kollaps von Leh-

man-Brothers als Höhepunkt. Aus der Fi-

nanzkrise erwuchs eine Wirtschaftskrise mit 

einem seit dem Ende des 2. Weltkriegs un-

bekannten Absinken der Wachstumsraten 

der Wirtschaft. Darüber hinaus zeigte sich 

die Schwäche nationaler Wirtschaften in ei-

ner überbordenden Staatsverschuldung. Der 

Anstieg der Risikoaufschläge bei Staatsan-

leihen und die damit einhergehende Verteu-

erung der Refinanzierungskosten der Staa-

ten zeigt die Verwundbarkeit hoch verschul-

deter Staaten.  

Vor diesem Hintergrund fand das Experten-

gespräch der Konrad-Adenauer-Stiftung 

statt. Innerhalb der Eurozone ist ein Abwer-

ten der Währung zur Lösung des Überschul-

dungsproblems einzelner Euro-

Mitgliedsstaaten kein gangbarer Weg. Umso 

mehr stellt sich die Frage, wie ein Ausstieg 

aus der Finanz- und Verschuldungskrise, vor 

allem in Europa, gelingen kann. Nachfol-

gende Punkte spiegeln den Inhalt und Tenor 

der Diskussion wieder. Sie sollen als Anre-

gung im derzeit stattfindenden Lösungsfin-

dungsprozess dienen. 

1. Weder die Finanzkrise noch die Staats-

schuldenkrise ist vorbei. Die Lösung kann 

nicht von einer Stelle allein erwartet wer-

den. Vielmehr sind alle Beteiligten gefor-

dert, ihren Beitrag zu leisten: die Politik, die 

Banken, die Unternehmen, die Tarifpartner, 

die Aufsichtsbehörden, die Wirtschaftsprü-

fer, die Rating-Agenturen.  

2. Die Staaten stehen vor der dringenden 

Aufgabe, ihr Staatsdefizit zu reduzieren. 

Dies muss in einer Weise erfolgen, die ein 

Abschwächen der aufkeimenden Wirt-

schaftserholung vermeidet. Zunächst müs-

sen deshalb alle Ausgaben auf den Prüf-

stand gestellt und die Ausgabenstruktur auf 

ihre Zukunftstauglichkeit überprüft werden. 

So müssen die Auswirkungen der demogra-

phischen Entwicklung mitberechnet werden. 

Investitionen in Bildung und Forschung be-

nötigen eine hohe Priorität, wobei die Effi-

zienz der Bildungsausgaben sicherzustellen 

ist. Der Mittelstand muss gestärkt werden, 

wogegen Ausgaben im öffentlichen Dienst 

sehr sparsam erfolgen sollten. Entscheidend 

für die Politik ist, Vertrauen zurückzugewin-

nen. Politiker benötigen Legitimation, die sie 

vor allem durch Ehrlichkeit und verständli-

che Kommunikation mit den Bürgern erhal-

ten. 

3. Die EU darf sich nicht zu einer Transfer-

union entwickeln. Ebenso muss die EU fai-

ren Wettbewerb innerhalb ihrer Mitglied-

staaten sicherstellen. Auch in Zukunft müs-

sen die nationalen Parlamente für das nati-

onale Budget verantwortlich bleiben. Not-

wendig ist aber eine bessere Koordination 

und größere Transparenz innerhalb der EU 

Mitgliedstaaten.  
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4. Es bedarf der Solidarität zwischen den EU 

Mitgliedern, vor allem in Krisenzeiten. Diese 

muss allerdings streng konditioniert sein. 

Die Regierungen aller EU Länder, sowohl 

der Länder, die zu schmerzhaften Spar-

haushalten gezwungen, als auch der Län-

der, die finanzielle Mittel zur Unterstützung 

anderer zur Verfügung stellen, müssen in 

der Lage sein, ihr Entscheidungen vor ihren 

Wählern begründen und rechtfertigen zu 

können. 

5. Viele Anstrengungen müssen in die Etab-

lierung neuer Regelmechanismen gehen. Es 

geht dabei vor allem um eine „bessere” Re-

gulierung und nicht zwingend um ein „Mehr“ 

an Regulierung. Eine „bessere Regulierung“ 

zielt vor allem auf eine erhöhte Transparenz 

ab. 

6. Die neuen Basel III Vorgaben sind als ein 

erster Schritt zu begrüßen. Sie führen bei 

Umsetzung zu einer besseren Kapitalaus-

stattung der Banken, wodurch eine höhere 

Stabilität erreicht werden kann. Bedingung 

für eine Umsetzung von Basel III ist, dass 

die Implementierung von allen Staaten vor-

genommen wird, um Wettbewerbsgleichheit 

zu erreichen und eine globale Krise wie die 

gegenwärtige ausgelöst durch eine laxe Re-

gulierung zu vermeiden. Insbesondere ist 

darauf zu achten, dass auch die USA die Ba-

sel III Regeln in nationales Recht umsetzen 

und sich nicht wie bei den derzeitigen Basel 

II Bestimmungen einem global abgestimm-

ten Vorgehen entziehen. 

7. Banken müssen sich wieder stärker ihrer 

eigentlichen Aufgabe widmen, Unternehmen 

mit Krediten auszustatten. Das Thema “too 

big to fail” bedarf weiterer Beachtung, um 

eine befriedigende Lösung zu finden. Zudem 

muss auch der „graue“ bzw. weniger stark 

regulierte Finanzsektor wie Hedge Fonds 

und Private Equity stringenten Regeln und 

einer Aufsicht unterstellt werden. 

8. Wie für die Politik gilt auch für Bankma-

nager, dass sie Vertrauen zurückgewinnen 

müssen. Die Banken sind verpflichtet, funk-

tionierende interne Aufsichtregulierungen zu 

implementieren. Das schließt die Aufsicht 

durch die Eigentümer ein. Verantwortlich-

keit und Haftung muss klar hergestellt wer-

den. Ebenso trägt sensibles Verhalten, zum 

Beispiel beim Umgang mit Boni, zur Ver-

trauensbildung bei. Generell muss es den 

Banken um ein prinzipiengeleitetes Verhal-

ten gehen. 

9. Das bisher offenbar geltende Prinzip, die 

Profite bekommen die Bankenvorstände, die 

Defizite und Risiken tragen die Steuerzah-

ler, muss ein Ende finden. Bankenrettungen 

nach altem Muster darf es nicht mehr ge-

ben. Dafür müssen zuerst die Risiken der 

Banken selbst so gesenkt werden, dass die 

Insolvenz einer Bank nicht zu einer Gefahr 

für die Finanzmärkte wird. Die Kosten für 

eine Rettung müssen ebenfalls reduziert 

werden. Sowohl die Regeln von Basel III als 

auch die Beteiligung von Shareholdern und 

Verantwortungsträger werden dazu beitra-

gen. Das Retten einer Bank sollte ausschlie-

ßen, dass damit auch die „Rettung der Vor-

stände“ einhergeht.  

10. Die EZB muss zu ihrer ursprünglichen 

Aufgabe zurückkehren: die Sicherstellung 

der Stabilität des Euro. Es ist nicht ihre Be-

stimmung, Staaten zu finanzieren. Das Auf-

kaufen von Staatsanleihen bedarf höchster 

Behutsamkeit und ist rechtzeitig zurückzu-

führen. Innerhalb Europas bedarf es eines 

gemeinsamen Mechanismus’ für kontrollier-

te Restrukturierung. 
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